
URTEIL VOM 10. 3. 1992 — RECHTSSACHE C-179/87 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Fünfte Kammer) 
10. März 1992 * 

In der Rechtssache C-179/87 

Sharp Corporation, Osaka (Japan), Prozeßbevollmächtigte: Jeremy Lever, QC, 
Barrister Christopher Vajda, Gray's Inn, und Solicitor Robin Griffith von der An­
waltskanzlei Clifford Chance, Zustellungsanschrift: Kanzlei des Rechtsanwalts 
Jean-Claude Wolter, 8, rue Zithe, Luxemburg, 

Klägerin, 

gegen 

Rat der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Hans-Jürgen Lambers, Di­
rektor im Juristischen Dienst, und Rechtsberater Erik Stein als Bevollmächtigte, 
Beistände: Rechtsanwälte Hans-Jürgen Rabe und Michael Schütte, Hamburg und 
Brüssel, Zustellungsbevollmächtigter: Jörg Käser, Leiter der Direktion für Rechts­
fragen der Europäischen Investitionsbank, 100, boulevard Konrad Adenauer, Lu­
xemburg-Kirchberg, 

Beklagter, 

unterstützt durch 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Rechtsberater John 
Temple Lang und durch Eric White, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigte, Zu­
stellungsbevollmächtigter: Roberto Hayder, Vertreter des Juristischen Dienstes, 
Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

sowie durch 

* Verfahrenssprache: Englisch. 
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Committee of European Copier Manufacturers (CECOM), Köln, Prozeßbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte Dietrich Ehle und Volker Schiller, Köln, Zustellungsan­
schrift: Kanzlei der Rechtsanwälte Arendt und Harles, 4, avenue Marie-Thérèse, 
Luxemburg, 

Streithelfer, 

wegen vollständiger oder teilweiser Nichtigerklärung der Verordnung (EWG) Nr. 
535/87 des Rates vom 23. Februar 1987 zur Einführung eines endgültigen Anti­
dumpingzolls auf die Einfuhren von Normalpapierkopierern mit Ursprung in Ja­
pan (ABl. L 54, S. 12), soweit sie die Klägerin betrifft, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten R. Joliét, der Richter Sir Gordon 
Slynn, F. Grévisse, J. C. Mortinho de Almeida und M. Zuleeg, 

Generalanwalt: J. Mischo 
Kanzler: D. Louterman-Hubeau, Hauptverwaltungsrätin 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der Beteiligten in der Sitzung vom 3. Oktober 1990, in der die 
Klägerin durch Ian Stewart Forrester, QC, und Solicitor Robin Griffith vertreten 
war, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 13. De­
zember 1990, 

folgendes 
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Urteil 

1 Die Sharp Corporation mit Sitz in Osaka (nachstehend: Klägerin) hat mit Klage­
schrift, die am 9. Juni 1987 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, 
gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag Klage erhoben auf vollständige oder 
teilweise Nichtigerklärung der Verordnung (EWG) Nr. 535/87 des Rates vom 23. 
Februar 1987 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuh­
ren von Normalpapierkopierern mit Ursprung in Japan (ABl. L 54, S. 12; nachste­
hend: angefochtene Verordnung), soweit sie die Klägerin betrifft. 

2 Die Klägerin stellt Normalpapierkopierer (nachstehend: NPK) her. Im Juli 1985 
reichte das Committee of European Copier Manufacturers (CECOM) eine Be­
schwerde gegen Sharp sowie weitere japanische Hersteller ein, mit der die Kläge­
rin beschuldigt wurde, ihre Produkte in der Gemeinschaft zu Dumpingpreisen zu 
verkaufen. 

3 Das von der Kommission nach der Verordnung (EWG) Nr. 2176/84 des Rates 
vom 23. Juli 1984 über den Schutz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern 
(ABl. L 201, S. 1) eingeleitete Antidumpingverfahren führte zum Erlaß der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2640/86 der Kommission vom 21. August 1986 zur Einfüh­
rung eines vorläufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Photokopierappa­
raten mit Ursprung in Japan (ABl. L 239, S. 5). Der vorläufige Antidumpingzoll­
satz für die von der Klägerin hergestellten und ausgeführten NPK wurde auf 
15,8 % des Nettopreises frei Grenze der Gemeinschaft festgesetzt. Mit der auf 
Vorschlag der Kommission ergangenen angefochtenen Verordnung setzte der Rat 
den endgültigen Antidumpingzollsatz auf 20 % fest. 

4 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und des 
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Aktenin­
halt ist im folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils 
dies erfordert. 
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5 Die Klägerin stützt ihre Klage auf fünf Rügen, mit denen sie unrichtige Berech­
nung des Normalwerts, fehlerhaften Vergleich des Normalwerts mit dem Ausfuhr­
preis, fehlerhafte Feststellung der Schädigung der Gemeinschaftsindustrie, fehler­
hafte Beurteilung der Interessen der Gemeinschaft und unrichtige Berechnung des 
Antidumpingzolls geltend macht. 

Zur Rüge der unrichtigen Berechnung des Normalwerts 

6 Die Klägerin macht geltend, die Gemeinschaftsorgane hätten, wenn sie davon aus­
gegangen seien, daß sie den Normalwert nicht auf der Grundlage der Preise ermit­
teln könnten, die bei Geschäften zwischen ihr und ihrer Vertriebs-Tochtergesell­
schaft, Sharp Business KK (nachstehend: SBK), in Rechnung gestellt würden, den 
Normalwert nicht anhand der dem ersten unabhängigen Käufer von SBK berech­
neten Preise, sondern nach Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung Nr. 
2176/84, d. h. entweder anhand des vergleichbaren Preises der gleichartigen Ware 
bei der Ausfuhr in ein Drittland oder rechnerisch, ermitteln müssen. Ferner hätten 
sämtliche Kosten von SBK vom Normalwert auf die oben dargelegte Art der sie­
ben NPK-Modelle, für die der Normalwert auf die oben dargelegte Art ermittelt 
worden sei, abgezogen werden müssen, und sie hätten nicht in den Normalwert 
des achten Modells einbezogen werden dürfen, für das der Normalwert rechne­
risch ermittelt worden sei. 

7 Es ist zunächst festzustellen, daß die Klägerin nach dem Akteninhalt ihre Ver­
triebs-Tochtergesellschaft in Japan wirtschaftlich kontrolliert und ihnen Aufgaben 
überträgt, die normalerweise einer internen Vertriebsabteilung des Herstellers ob­
liegen. 

8 Wie der Gerichtshof insbesondere in seinem Urteil vom 5. Oktober 1988 in der 
Rechtssache 250/85 (Brother/Rat, Slg. 1988, 5683, Randnr. 16) entschieden hat, 
kann der Umstand, daß Produktions- und Verkaufstätigkeit innerhalb eines aus 
rechtlich selbständigen Gesellschaften bestehenden Konzerns aufgeteilt sind, nichts 
daran ändern, daß es sich um eine wirtschaftliche Einheit handelt, die auf diese 
Weise eine Gesamtheit von Tätigkeiten organisiert, die in anderen Fällen von ei­
nem auch rechtlich eine Einheit darstellenden Gebilde ausgeübt werden. 

9 Demgemäß haben die Gemeinschaftsorgane befugterweise die Preise zugrunde ge­
legt, die den Vertriebsunternehmen vom ersten unabhängigen Käufer gezahlt wur-
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den, da diese Preise mit Recht als die im normalen Handelsverkehr gezahlten oder 
zu zahlenden Preise im Sinne des Artikels 2 Absatz 3 Buchstabe a der Verord­
nung Nr. 2176/84 betrachtet werden können. 

10 Wie der Gerichtshof in dem Urteil vom 5. Oktober 1988 in den verbundenen 
Rechtssachen 277/85 und 300/85 (Canon/Rat, Slg. 1988, 5731, Randnr. 11) ent­
schieden hat, sind diese Preise in erster Linie für die Ermittlung des Normalwerts 
heranzuziehen, während die anderen in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b Ziffern i 
und ii vorgesehenen Berechnungsmethoden nur hilfsweise in Betracht kommen. 

1 1 Wie der Gerichtshof ferner in dem Urteil vom 5. Oktober 1988 in den verbunde­
nen Rechtssachen 273/85 und 107/86 (Silver Seiko/Rat, Slg. 1988, 5927, Randnr. 
14) entschieden hat, macht es die Berücksichtigung der Preise der Vertriebs-Toch­
tergesellschaft möglich, zu verhindern, daß Kosten, die offensichtlich im Verkaufs­
preis eines Erzeugnisses enthalten sind, wenn der Verkauf durch eine Vertriebsab­
teilung innerhalb der Organisation des Herstellers erfolgt, als nicht in diesem Preis 
enthalten angesehen werden, wenn die gleiche Verkaufstätigkeit von einer zwar 
rechtlich selbständigen, jedoch wirtschaftlich vom Hersteller kontrollierten Gesell­
schaft ausgeübt wird. 

12 Die Klägerin macht ferner geltend, sie sei anders behandelt worden, als die Ge­
meinschaftsorgane in den Rechtssachen „Elektronische Schreibmaschinen" (Urteil 
vom 5. Oktober 1988 in der Rechtssache 301/85, Sharp Corporation/Rat, Slg. 
1988, 5813) den japanischen Exporteur Nakajima behandelt hätten. Im Falle von 
Nakajima seien keine inländischen Marketing- oder Vertriebskosten oder -ge­
winne in den Normalwert einbezogen worden. 

1 3 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden. Insoweit genügt der Hinweis, daß 
die Sachverhalte nicht vergleichbar sind, weil Nakajima anders als die Klägerin 
den Vertrieb ihrer Produkte nicht selbst übernommen, sondern sie zu diesem 
Zweck an Dritte verkauft hat. 
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14 Nach alledem ist die Rüge der unrichtigen Berechnung des Normalwerts zurück­
zuweisen. 

Zur Rüge des fehlerhaften Vergleichs von Normalwert und Ausfuhrpreis 

15 Die Klägerin macht geltend, die Gemeinschaftsorgane hätten, falls sie berechtigt 
gewesen sein sollten, den Normalwert auf der Grundlage der Verkaufspreise von 
SBK zu ermitteln, vom Normalwert sämtliche Kosten von SBK abziehen müssen, 
da sie sich lediglich auf Inlandsverkäufe bezogen hätten. Das gleiche gelte für die­
jenigen ihrer Modelle, bei denen die Kosten in den rechnerisch ermittelten Nor­
malwert einbezogen worden seien. Mit der Ablehnung dieser Berichtigungen hät­
ten die Gemeinschaftsorgane, da bei den europäischen Vertriebs-Tochtergesell­
schaften der Klägerin die entsprechenden Kosten vom Ausfuhrpreis abgezogen 
worden seien, den Normalwert auf einer Handelsstufe ermittelt, die mit der beim 
Ausfuhrpreis zugrunde gelegten Stufe ab Werk nicht vergleichbar sei. 

16 Hierzu ist zunächst festzustellen, daß Normalwert und Ausfuhrpreis auf der 
Grundlage des Preises ermittelt worden sind, zu dem die Ware erstmals an einen 
unabhängigen Käufer verkauft wurde. 

17 Weiterhin hat die Klägerin nicht nachgewiesen, daß die Verkäufe, anhand deren 
Normalwert und Ausfuhrpreis errechnet worden sind, unterschiedliche Gruppen 
von Käufern betrafen und folglich auf unterschiedlichen Handelsstufen stattfan­
den, so daß die verlangten Berichtigungen gerechtfertigt gewesen wären. Die Ge­
meinschaftsorgane waren somit zu ihrer Vornahme nicht verpflichtet. 

18 Schließlich macht die Klägerin geltend, die Verordnung Nr. 2176/84 müsse im 
Einklang mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) und dem 
Antidumpingkodex von 1979 ausgelegt werden, wonach bei der Ermittlung eines 
Dumping ein gerechter Vergleich vorzunehmen sei. 

19 Dieses Vorbringen greift nicht durch. Im Hinblick auf die bisherigen Feststellun­
gen genügt der Hinweis, daß die Klägerin nicht bewiesen hat, daß Normalwert 
und Ausfuhrpreis auf verschiedenen Stufen verglichen wurden. 
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20 N a c h alledem ist die Rüge des fehlerhaften Vergleichs von Normalwer t und Aus­
fuhrpreis zurückzuweisen. 

Zur Rüge der fehlerhaften Feststellung der Schädigung der Gemeinschaftsindustrie 

A — Z u r fehlerhaften Feststellung der Gleichartigkeit der NPK 

21 Vorab ist darauf hinzuweisen, daß die Gemeinschaftsorgane z u der Auffassung 
gelangt sind, daß zumindest alle N P K nahe beieinanderliegender Leistungsklassen, 
vom Personalkopierer bis zur Leistungsklasse 5 der Dataquest-Klassifikation, als 
gleichartige "Waren anzusehen seien ; die Geräte der Leistungsklasse 6, die in der 
Gemeinschaft nicht hergestellt wurden , blieben von dem Verfahren ausgeschlossen 
(Rändnr . 31 der Begründungserwägungen der angefochtenen Verordnung) . 

22 Hie rzu ist festzustellen, daß der N P K - M a r k t nach den von Info-Markt und Da ta ­
quest erstellten Klassifikationen, die die Gemeinschaftsorgane im vorliegenden 
Verfahren herangezogen haben, verschiedene Leistungsklassen umfaßt, die auf­
grund der technischen Merkmale und der Leistung dieser Geräte festgelegt wur ­
den. Die japanischen Hersteller haben indessen im Untersuchungszeitraum, wie in 
Randnummer 31 der Begründungserwägungen der angefochtenen Vero rdnung 
dargelegt wird, lediglich N P K der Personalkopiererklasse und der Leistungsklas­
sen 1 bis 4 exportiert. 

23 D e r Klägerin zufolge haben die Gemeinschaftsorgane zu Unrecht die Aufgliede­
rung des N P K - M a r k t e s in Leistungsklassen außer acht gelassen und alle diese G e ­
räte als gleichartige W a r e n im Sinne des Artikels 2 Absatz 12 der Vero rdnung N r . 
2176/84 betrachtet. Z u m Nachweis der fehlenden Gleichartigkeit von N P K nahe 
beieinanderliegender Leistungsklassen verweist die Klägerin darauf, daß der Käu­
fer eines N P K der Leistungsklasse 1 keinen Pe r sona l -NPK erwerben würde , weil 
die Kosten je Fotokopie und der relative N u t z e n des letztgenannten mit zuneh­
mender Menge der Kopien abnähmen. 

24 Im übrigen bestehe keinerlei Ähnlichkeit zwischen N P K , die zu sogenannten nicht 
beieinanderliegenden Leistungsklassen gehörten. Die Klägerin verweist insoweit 
auf die Entscheidung 8 8 / 8 8 / Ë W G der Kommission vom 22. Dezember 1987 zum 
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Gemeinschaftsunternehmen Olivetti/Canon (ABl. L 52, S. 51), der zufolge es drei 
separate Märkte für NPK gebe, nämlich den des unteren Bereichs (Personalkopie­
rer bis Leistungsklasse 2 der Dataquest-Klassifikation), des mittleren Bereichs 
(Leistungsklassen 3 und 4) und des oberen Bereichs (Leistungsklassen 4 bis 6). Die 
somit von der Kommission eingeräumte Segmentierung des Marktes sei auf den 
Wettbewerb zwischen NPK der gleichen Leistungsklasse zurückzuführen, der viel 
lebhafter sei als der zwischen NPK verschiedener Leistungsklassen. 

25 Insoweit ist darauf hinzuweisen, daß nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
2176/84 ,,[d]as Vorliegen einer Schädigung... nur festgestellt werden [kann], 
wenn die gedumpten oder subventionierten Einfuhren wegen des Dumpings oder 
der Subventionierung eine Schädigung hervorrufen, d. h., eine bedeutende Schädi­
gung eines bestehenden Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft verursachen oder zu 
verursachen drohen oder die Errichtung eines Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft 
erheblich verzögern". Nach Artikel 4 Absatz 4 werden ,,[d]ie Auswirkungen der 
gedumpten oder subventionierten Einfuhren ... an der Erzeugung der gleichartigen 
Ware in der Gemeinschaft gemessen, wenn die verfügbaren Angaben deren Ab­
grenzung erlauben". Ferner bestimmt Artikel 2 Absatz 12 der Verordnung Nr. 
2176/84: „Im Sinne dieser Verordnung ist ,gleichartige Ware' eine Ware, die mit 
der betreffenden Ware identisch ist, d. h., ihr in jeder Hinsicht gleicht, oder wenn 
es eine solche Ware nicht gibt, eine andere Ware, die charakteristische Merkmale 
aufweist, die denen der betreffenden Ware stark ähneln." 

26 Auf der Grundlage der von Info-Markt und Dataquest durchgeführten Marktstu­
dien sind die Gemeinschaftsorgane zu der Auffassung gelangt, daß zwar nicht alle 
NPK gleichartig, zumindest aber die NPK nahe beieinanderliegender Leistungs­
klassen, vom Personalkopierer bis zur Leistungsklasse 5 der Dataquest-Klassifika­
tion, als gleichartig anzusehen seien. Nach Ausweis der Akten sind in den genann­
ten Untersuchungen die Leistungsklassen nicht ldar gegeneinander abgegrenzt 
worden, weil zum einen manche NPK wegen bestimmter, insbesondere technischer 
Merkmale zu mehreren verschiedenen Leistungsklassen gehören können und weil 
zum anderen sowohl zwischen NPK nahe beieinanderliegender Leistungsklassen 
als auch zwischen NPK, die in die verschiedenen vorstehend aufgeführten Lei­
stungsklassen eingestuft sind, Wettbewerb herrscht. 

27 Die Unterschiede zwischen zu einer oder zu mehreren Leistungsklassen gehören­
den NPK u. a. in bezug auf Geschwindigkeit und Kopiervolumen können nicht als 
Nachweis dafür ausreichen, daß die betreffenden NPK keine identischen Funktio-
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nen erfüllen oder nicht gleiche Bedürfnisse decken. Wie im übrigen in Randnum­
mer 30 Absatz 3 der Begründungserwägungen der angefochtenen Verordnung aus­
geführt ist, wird durch den Umstand, daß die Wahl der Kunden durch Faktoren 
beeinflußt werden kann, die mit der Entscheidung für eine zentrale oder dezen­
trale Kopieranlage zusammenhängen, bestätigt, daß zwischen Geräten verschiede­
ner Kategorien eine Konkurrenz besteht. 

28 Angesichts der vorstehend erwähnten Überschneidungen der verschiedenen Lei­
stungsklassen kann die Kopiergeschwindigkeit nicht als Unterscheidungskriterium 
für N P K herangezogen werden. Aus den Akten ergibt sich nämlich, daß N P K , die 
zwischen 40 und 45 Kopien in der Minute herstellen, sowohl der Leistungsklassen 
(von 31 bis 45 Kopien) als auch der Leistungsklasse 4 (40 bis 75 Kopien) angehö­
ren können. Gleiches gilt für Personalkopierer, die bis zu 12 Kopien in der Minute 
herstellen, da die Kopierer der Leistungsklassen 1a und 1b jeweils bis zu 20 und 15 
bis 20 Kopien in der Minute herstellen. 

29 Zu dem Argument der Klägerin, das die in der Entscheidung 88/88 vorgenom­
mene Abgrenzung der relevanten Märkte betrifft, ist in Übereinstimmung mit der 
Kommission festzustellen, daß diese Abgrenzung weder eine gewisse Austausch­
barkeit zwischen zu diesen drei Leistungsklassen gehörenden N P K noch die Mög­
lichkeit ausschließt, daß diese Austauschbarkeit geringer sein mag als bei N P K , die 
zur gleichen Leistungsklasse gehören. Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt 
sich nämlich; daß den in dieser Entscheidung umschriebenen Leistungsklassen 
ebensowenig wie denjenigen der Dataquest- und der Info-Markt-Klassifikationen 
unterschiedliche Märkte entsprechen. 

30 Demgemäß ist der Klägerin nicht der Nachweis gelungen, daß die Gemeinschafts­
organe mit der Annahme, im vorliegenden Fall sei die NPK-Produktion insgesamt 
ohne Rücksicht auf die Leistungsklassen als die „Erzeugung der gleichartigen 
Ware in der Gemeinschaft" im Sinne des Artikels 4 Absatz 4 der Verordnung Nr. 
2176/84 anzusehen, einen Beurteilungsfehler begangen haben. 

31 Die Rüge der fehlerhaften Feststellung der Gleichartigkeit der Waren ist daher 
zurückzuweisen. 
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B — Zur fehlerhaften Abgrenzung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft 

32 Die Klägerin macht geltend, daß die Gemeinschaftsorgane angesichts der zahlrei­
chen Einfuhren von Rank .Xerox, Océ und Olivetti aus Japan diese Unternehmen 
nicht in den „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft" im Sinne des Artikels 4 Absatz 
5 der Verordnung Nr. 2176/84 hätten einbeziehen und damit den Standpunkt än­
dern dürfen, den sie in mehreren früheren Verfahren eingenommen hätten. Kein 
Hersteller in der Gemeinschaft sei in der Lage gewesen, eine Schädigung infolge 
der Einfuhren von Kleinkopiergeräten aus Japan geltend zu machen. Auf jeden 
Fall sei die europäische Erzeugung in diesem Bereich geringfügig oder nicht vor­
handen gewesen. 

33 Bezüglich Rank Xerox ruft die Klägerin zunächst in Erinnerung, daß diese Firma 
zu 50 % am Kapital der japanischen Gesellschaft Fuji Xerox beteiligt sei, bei der 
sie zum einen große Mengen von fertigen und mit dem Etikett von Rank Xerox 
versehenen NPK, von Bausätzen und von Bauteilen eingekauft und zum anderen 
technischen Beistand und Konstruktionshilfe erhalten habe. Mit diesen Einkäufen 
von NPK bei Fuji Xerox habe Rank Xerox sowohl einen Gewinn erzielen als auch 
den Transferpreis der betreffenden Geräte beeinflussen können. Die Einbeziehung 
von Rank Xerox in die Kategorie der Gemeinschaftserzeuger habe daher nur zu 
einer fehlerhaften Beurteilung der behaupteten Schädigung führen können. 

34 Insoweit ist darauf hinzuweisen, daß der Gerichtshof zu einem ähnlichen Vorbrin­
gen der Klägerin in dem Urteil vom 14. März 1990 in der Rechtssache C-156/87 
(Gestetner/Rat und Kommission, Slg. 1990, I-781, Randnr. 57) festgestellt hat, 
daß sich die Gemeinschaftsorgane hinsichtlich der Einfuhr von durch Fuji Xerox 
gelieferten NPK aus Japan auf den Standpunkt gestellt haben, Rank Xerox habe 
nicht den Beweis dafür erbracht, daß sie zum Kauf dieser Geräte durch Gründe 
des Selbstschutzes veranlaßt worden sei; nach den vorliegenden Informationen 
habe es sich um eine im Rahmen des Xerox-Konzerns getroffene Entscheidung 
der Geschäftsleitung gehandelt. Das Volumen dieser Einfuhren war jedoch im 
Verhältnis zum gesamten Sortiment der von Rank Xerox in der Gemeinschaft her­
gestellten NPK sowie zum gesamten Markt der Gemeinschaft (1 %) geringfügig, 
und die Wiederverkaufspreise waren die gleichen wie für die von Rank Xerox 
hergestellten entsprechenden Geräte. 

35 Die Klägerin wendet sich ferner dagegen, daß Rank Xerox in den Wirtschafts­
zweig der Gemeinschaft einbezogen worden sei, obwohl ein Teil ihrer Tätigkeit in 
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Wahrhei t darin bestanden habe, in der Gemeinschaft aus Teilen oder Werkstoffen 
japanischen Ursprungs Erzeugnisse zusammenzubauen oder herzustellen. Sie 
macht insoweit geltend, daß nach Artikel 13 Absatz 10, der durch die sogenannte 
„Schraubenzieher-Verordnung" (EWG) Nr . 1761/87 des-Rates vom 22. Juni 1987 
(ABl. L 167, S. 9) in die Verordnung Nr . 2176/84 eingefügt worden sei, die 
Möglichkeit bestehe, in solchen Fällen Antidumpingzölle zu erheben. Die Gemein­
schaftsorgane behandelten gleiche Sachverhalte ungleich, indem sie ausschließlich 
in Japan ansässige Unternehmen unter den Anwendungsbereich dieser Vorschrift 
fallen ließen und im übrigen Gemeinschaftsunternehmen, die den gleichen 
„Schraubenzieher"-Tätigkeiten nachgingen, zu den Gemeinschaftserzeugern rech­
neten. 

36 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden. Artikel 13 Absatz 10 der Verord­
nung Nr . 2176/84 ist nämlich erst nach dem Erlaß der angefochtenen Verordnung 
in diese eingefügt worden und betrifft die Erhebung eines Antidumpingzolls auf in 
der Gemeinschaft aus Teilen oder Werkstoffen mit Ursprung im betreffenden 
Land oder in den betreffenden Ländern der Ausführ montierte oder hergestellte 
Waren , nicht aber die Begriffsbestimmung der Gemeinschaftserzeugung. 

37 In bezug auf Océ und Olivetti, die N P K ebenfalls aus Japan, allerdings von nicht 
mit ihnen verbundenen Lieferanten, einrühren, macht die Klägerin geltend, ihre 
Einfuhren machten 35 bis 40 % ihrer Geräteverkäufe oder -Vermietungen in der 
Gemeinschaft aus, weshalb sie gleichfalls nicht in die Gemeinschaftserzeugung hät­
ten einbezogen werden dürfen. 

38 Dieses Vorbringen greift nicht durch. Olivetti und Océ führten, wie der Gerichts­
hof in dem Urteil vom 14, März 1990 in der Rechtssache C-156/87 (a. a. O., 
Randnr. 47) entschieden hat, N P K aus Japan ein, um ihren Kunden ein vollständi­
ges Sortiment von Modellen anbieten zu können. Die N P K , die zu den Leistungs­
klassen 1 und 2 gehörten, wurden zu Preisen verkauft, die über denen ihrer Liefe­
ranten lagen, und machten zwischen 35 und 40 % der Verkäufe und Vermietun­
gen der während des Zeitraums von 1981 bis Juli 1985 auf den Mark t gebrachten 
neuen Geräte aus. Der Versuch dieser beiden Produzenten, ein vollständiges Sorti­
ment von Modellen zu entwickeln und auf den Mark t zu bringen, scheiterte je­
doch an den wegen der japanischen Einfuhren gedrückten Marktpreisen. 
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39 Auch der Berufung der Klägerin auf die frühere Praxis der Gemeinschaftsorgane 
kann kein Erfolg beschieden sein. Wie der Gerichtshof nämlich in demselben Ur­
teil in der Rechtssache C-156/87 (a. a. O., Randnr. 43) zu Artikel 4 der Verord­
nung Nr. 2176/84 entschieden hat, ist es Sache der Gemeinschaftsorgane, bei der 
Ausübung ihres Ermessens zu prüfen, ob sie Hersteller, die zu Exporteuren oder 
Importeuren in einer besonderen Beziehung stehen oder selbst zugleich Importeure 
der gedumpten "Ware sind, vom „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft" ausschlie­
ßen sollen. Dieses Ermessen ist von Fall zu Fall nach Maßgabe aller relevanten 
Tatsachen auszuüben. 

40 Den Akten und den mündlichen Ausführungen vor dem Gerichtshof ist jedoch zu 
entnehmen, daß in jedem der von der Klägerin genannten Fälle ein Gemeinschafts­
erzeuger in Ausübung dieses Ermessens vom „Wirtschaftszweig der Gemeinschaft" 
aus- oder in diesen eingeschlossen wurde. 

41 Was schließlich das Vorbringen der Klägerin betrifft, die europäische Erzeugung 
von Kleinstkopierern sei gering oder nicht vorhanden gewesen, so genügt die Fest­
stellung, daß die Gemeinschaftsorgane im vorliegenden Fall alle zu nahe beieinan­
derliegenden Leistungsklassen gehörenden NPK vom Personal-Photokopierer bis 
zu Geräten der Leistungsklasse 5 der Dataquest-Klassifikation zutreffend als 
gleichartige Waren angesehen haben und daß daher die Gemeinschaftsproduktion 
im Bereich der Kleinstkopierer allein für die Bestimmung des „Wirtschaftszweigs 
der Gemeinschaft" nicht ausschlaggebend sein kann. 

42 Nach alldem ist die Rüge der fehlerhaften Abgrenzung des Wirtschaftszweigs der 
Gemeinschaft nicht begründet und daher zurückzuweisen. 

C — Zur fehlerhaften Würdigung der Faktoren der Schädigimg 

43 Die Klägerin tritt der Analyse der einzelnen Faktoren, die die Gemeinschaftsor­
gane zur Ermittlung der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft vor­
genommen haben, und der Feststellung einer so umschriebenen Schädigung 
schlechthin entgegen. Sie macht geltend, letztere sei nicht auf die fraglichen Ein­
fuhren, sondern auf die Geschäftspolitik der Gemeinschaftsunternehmen und die 
im Vergleich zu den NPK aus Japan geringere Qualität ihrer Geräte zurückzufüh­
ren. 
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44 Maßgebend sind in dieser Beziehung die Vorschriften der Verordnung Nr. 
2176/84, die die Art und Weise der Feststellung der Schädigung festlegen, und 
unter diesen insbesondere Artikel 4 Absatz 1. Nach dieser Vorschrift liegt zum 
einen eine Schädigung nur vor, wenn die gedumpten Einfuhren wegen des Dum­
pings eine bedeutende Schädigung eines bestehenden Wirtschaftszweigs der Ge­
meinschaft verursachen oder zu verursachen drohen; danach dürfen zum anderen 
Schädigungen, die durch andere Faktoren hervorgerufen werden, nicht den ge­
dumpten Einfuhren zugerechnet werden. 

45 In Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung Nr. 2176/84 sind die Kriterien angeführt, 
die bei der Schadensprüfung zu beachten sind: a) Umfang der gedumpten Einfuh­
ren, b) Preise dieser Einfuhren und c) ihre Auswirkungen auf den betroffenen 
Wirtschaftszweig. In derselben Vorschrift heißt es allerdings, daß weder eines noch 
mehrere dieser Kriterien notwendigerweise für die Entscheidung ausschlaggebend 
sind. 

46 Die Gemeinschaftsorgane haben daher in Ausübung ihres Ermessens die genannten 
Kriterien zu prüfen und aus den in der angeführten Vorschrift aufgezählten Beur­
teilungsmerkmalen diejenigen auszuwählen, die sie im jeweiligen Einzelfall für 
sachdienlich erachten. Im vorliegenden Fall haben die Gemeinschaftsorgane die in 
der Vorschrift genannten Kriterien eingehend geprüft. 

47 Zum Umfang der japanischen Einfuhren ist darauf hinzuweisen, daß zwar die 
Verkäufe und Vermietungen neuer Geräte der Gemeinschaftshersteller von 1981 
bis 1984 um 7 4 % zunahmen, ihr Marktanteil hingegen von 21 % im Jahr 1981 
auf 11 % im Untersuchungszeitraum zurückging, während der Anteil der japani­
schen Hersteller am Mark t der Gemeinschaft im gleichen Zeitraum von 70 auf 
78 % anstieg. Die Gemeinschaftsorgane durften daher annehmen, daß die japani­
schen Einfuhren, die von 1981 bis 1984 um mehr als 120 % zugenommen hatten, 
eine günstigere Entwicklung der Verkäufe und Vermietungen von N P K durch die 
Gemeinschaftsunternehmen verhindert haben. 

48 Was die Preisunterbietungen bei der Einfuhr dieser Erzeugnisse anbelangt, genügt 
die Feststellung, daß die in Japan hergestellten NPK trotz zusätzlicher Merkmale 
und Leistungen gegenüber vergleichbaren, in der Gemeinschaft hergestellten NPK 
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zu den gleichen Preisen wie diese, ja sogar zu niedrigeren Preisen verkauft wurden 
(Randziffern 44, 47 und 49 der Begründungserwägungen der angefochtenen Ver­
ordnung). 

49 Zu den Auswirkungen der Niedrigpreiseinfuhren auf den betroffenen "Wirtschafts­
zweig ist festzustellen, daß neben der bereits erwähnten spürbaren Abnahme der 
Marktanteile der Gemeinschaftshersteller auch die Rentabilität der Geschäftstätig­
keit der betroffenen Gemeinschaftshersteller im Laufe des Untersuchungszeitraums 
zurückgegangen ist. 

50 Insoweit ist darauf hinzuweisen, daß die Gemeinschaftsorgane entgegen der Be­
hauptung der Klägerin nicht gehalten waren, die Gewinne oder Verluste der Ge­
meinschaftshersteller bei ihrer Gesamttätigkeit im Photokopierergeschäft zu be­
rücksichtigen. Gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung Nr. 2176/84 sind näm­
lich die Auswirkungen der gedumpten Einfuhren an der Erzeugung der gleicharti­
gen Ware in der Gemeinschaft zu messen. Mithin hat der Rat die Auswirkung der 
japanischen Einfuhren auf die Rentabilität der Gemeinschaftshersteller zu Recht an 
der Erzeugung im vorstehenden Sinn gemessen. 

51 Die Klägerin macht ferner geltend, die Entwicklung des europäischen Photokopie­
rermarktes mache deutlich, daß die Gemeinschaftsorgane zu Unrecht den Einfuh­
ren eine Schädigung zugerechnet hätten, die in Wahrheit auf anderen Faktoren, 
insbesondere auf der Entscheidung der Gemeinschaftsunternehmen beruhe, wegen 
der Kosten und technologischen Schwierigkeiten, die die Entwicklung dieser 
neuen Geräte mit sich gebracht hätte, keine Kleinstkopierer herzustellen. 

52 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden. So führt der Rat in Randnummer 
85 der Begründungserwägungen der angefochtenen Verordnung in bezug auf 
Rank Xerox aus, daß die Probleme, die diese Firma in Zusammenhang mit der 
Entwicklung eines neuen Modells gehabt habe, ab 1982/83 gelöst gewesen seien 
und ein solches Modell tatsächlich auf den Markt gebracht worden sei. Die An­
nahme des Rates, daß diese Schwierigkeiten nichts mit dem Rank Xerox infolge 
der Einfuhren aus Japan entstandenen sonstigen Schaden zu tun hatten, beruht 
somit nicht auf einem Beurteilungsfehler. 
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53 Bezüglich Océ und Olivetti ist daran zu erinnern, daß die Versuche dieser beiden 
Produzenten, ein vollständiges Sortiment von Modellen zu entwickeln und auf den 
Mark t zu bringen, wie vorstehend (Randnr. 38) ausgeführt, wegen des durch die 
japanischen Einfuhren hervorgerufenen Verfalls der Marktpreise gescheitert sind. 

54 Was schließlich die angebliche Überlegenheit der japanischen N P K , die Produkt­
palette dieser Geräte, ihre Qualität und ihre Zuverlässigkeit betrifft, so hat die 
Klägerin insoweit keinerlei Beweis vorgebracht. 

55 Angesichts der vorstehenden Erwägungen ist die Rüge der fehlerhaften Würdigung 
der Faktoren der Schädigung zurückzuweisen. 

Zur Rüge der fehlerhaften Beurteilung der Interessen der Gemeinschaft 

56 Die Klägerin rügt, daß die Beurteilung der Interessen der Gemeinschaft dadurch 
verfälscht worden sei, daß Rank Xerox, Océ und Olivetti, die von japanischen 
Einfuhren abhängig gewesen seien und aus ihnen Vorteile gezogen hätten, zu den 
diesen Wirtschaftszweig der Gemeinschaft bildenden Produzenten gerechnet und 
ihre Interessen von den Gemeinschaftsorganen nicht mit denen der OEM(Original 
Equipment Manufacturers)-Importeure wie Gestetner, Agfa-Gevaert und andere 
verglichen worden seien. Rank Xerox, Océ und Olivetti hätten mit Tetras zusam­
men lediglich einen Anteil von 3 % am Gemeinschaftsmarkt für Kleinstkopierer 
gehabt, während die genannten OEM-Importeure , die eine große Zahl von Perso­
nen beschäftigt hätten, im Bereich der Kleinstkopierer überaus aktiv gewesen seien. 

57 Die Klägerin vertritt die Auffassung, daß die Entscheidung der Gemeinschaftsor­
gane in der Frage, ob eine Gemeinschaftsmaßnahme im Interesse der Gemeinschaft 
liege, angesichts der sehr begrenzten Gemeinschaftserzeugung und der sehr be­
schränkten Produktpalette im Bereich der Kleinstkopierer fehlerhaft gewesen sei, 
weil die Gemeinschaftsorgane bei ihrem Entschluß, die Hersteller einer sehr be­
schränkten Menge von Erzeugnissen zu schützen, die sich hieraus ergebenden Fol­
gen nicht bedacht hätten. 
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58 Die Beantwortung der Frage, ob die Interessen der Gemeinschaft ein Eingreifen 
der Gemeinschaft erfordern, setzt, wie der Gerichtshof namentlich in seinem Urteil 
vom 14. März 1990 in der Rechtssache C-156/87 (a. a. O., Randnr. 63) entschie­
den hat, die Beurteilung komplexer wirtschaftlicher Sachverhalte voraus. Die ge­
richtliche Kontrolle einer solchen Beurteilung ist dabei auf die Prüfung der Frage 
zu beschränken, ob die Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind, ob der 
Sachverhalt, der der getroffenen Wahl zugrunde gelegt wurde, zutreffend festge­
stellt worden ist und ob keine offensichtlich fehlerhafte Beurteilung dieses Sachver­
halts und kein Ermessensmißbrauch vorliegen. 

59 Nach Auffassung der Gemeinschaftsorgane wäre es ohne Antidumpingzölle zwei­
felhaft, ob eine unabhängige Gemeinschaftserzeugung von NPK weiterbestehen 
könnte; eine solche sei jedoch für die Bewahrung und Entwicklung der für die 
Herstellung von Reprographieprodukten erforderlichen Technik sowie für die Er­
haltung einer großen Zahl von Arbeitsplätzen notwendig. Diese Sorge ergab sich 
insbesondere daraus, daß während der Untersuchung das Unternehmen eines Ge­
meinschaftserzeugers von einem japanischen Hersteller aufgekauft worden war. 
Die Gemeinschaftsorgane waren daher der Ansicht, daß die Notwendigkeit, die 
Gemeinschaftsindustrie zu schützen, wie in Randnummer 99 der Begründungser­
wägungen der angefochtenen Verordnung ausgeführt wird, wichtiger sei als der 
Schutz kurzfristiger Verbraucherinteressen und als der Schutz der Importeure. 

60 Da den Gemeinschaftsorganen kein offensichtlicher Fehler bei der Beurteilung der 
Gemeinschaftsinteressen unterlaufen ist, muß die betreffende Rüge zurückgewie­
sen werden. 

Zur Rüge der fehlerhaften Berechnung des Antidumpingzolls 

61 Die Klägerin macht schließlich geltend, die Gemeinschaftsorgane hätten mit der 
Festsetzung der endgültigen Antidumpingzölle auf 20 % des Nettopreises frei 
Grenze der Gemeinschaft gegen Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung Nr. 2176/84 
verstoßen, dem zufolge diese Zölle nicht höher sein dürften, als für die Beseitigung 
der Schädigung erforderlich sei. 

62 Die Kommission sei zunächst zu Unrecht davon ausgegangen, daß eine Gewinn­
spanne von 12 % erforderlich sei, um einen angemessenen Gewinn bei Verkäufen 
von NPK sicherzustellen. Diese Spanne sei offensichtlich zu hoch, weil Kleinstko-
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pierer stets mit einem niedrigeren Gewinn verkauft würden, als er bei NPK-Ver-
käufen insgesamt erzielt werde. Ferner sei der Zoll so berechnet worden, daß er 
Preisunterbietungen habe beseitigen sollen, die es aber aus den bereits dargelegten 
Gründen gar nicht gegeben habe. Schließlich sei auch die Art und Weise der Be­
rechnung des Zolls in Randnummer 107 der Begründungserwägungen der ange­
fochtenen Verordnung nicht klar beschrieben. 

63 Bezüglich des Vorbringens, die Gewinnspanne sei mit 12 % zu hoch angesetzt, ist 
darauf hinzuweisen, daß die gewählte Rate nach Randnummer 103 der Begrün­
dungserwägungen der angefochtenen Verordnung die Gemeinschaftshersteller ins­
gesamt in die Lage versetzen soll, eine angemessene Ertragsrate im Verhältnis zu 
den mit der Entwicklung neuer Produkte verbundenen Risiken zu erwirtschaften. 
Die Gemeinschaftsorgane haben es hierbei nicht als angemessen angesehen, die 
Gewinne bei Zusatzlieferungen und sonstigen Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Kopiergeräten zu berücksichtigen. 

64 Weder aus den Akten noch aus den mündlichen Ausführungen vor dem Gerichts­
hof ergibt sich, daß die Gemeinschaftsorgane etwa ihr Ermessen fehlerhaft ausge­
übt hätten. Im übrigen hat die Klägerin nicht dargelegt, inwieweit eine geringere 
Spanne bei Kleinstkopierern sich auf die H ö h e des festgesetzten Antidumpingzolls 
ausgewirkt hätte. 

65 Nicht gefolgt werden kann auch dem Vorbringen, daß es die Preisunterbietungen, 
die durch den Zoll hätten beseitigt werden sollen, tatsächlich nicht gegeben habe. 
Wie nämlich in Randnummer 110 der Begründungserwägungen der angefochtenen 
Verordnung ausgeführt wird, haben die japanischen Exporteure unzweifelhaft eine 
bestimmte Form der Preisunterbietung betrieben (siehe oben Randnr. 48); jedoch 
ist wegen deren fehlender Quantifizierbarkeit kein sie berücksichtigender Faktor in 
die Berechnung des Antidumpingzolls einbezogen worden. 

66 Bezüglich der Beschreibung der Art und Weise der Berechnung des Zolls genügt 
die Feststellung, daß in Randnummer 107 der Begründungserwägungen der ange­
fochtenen Verordnung alle Berechnungsschritte der Gemeinschaftsorgane ausführ­
lich dargestellt sind und daß die Klägerin nicht näher dargelegt hat, weshalb diese 
nicht verständlich sein sollten. 
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67 Nach alledem ist die Rüge der fehlerhaften Berechnung des Antidumpingzolls zu­
rückzuweisen und die Klage damit insgesamt abzuweisen. 

Kosten 

68 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerin mit ihrem 'Vorbringen unterlegen 
ist, sind ihr die Kosten des Verfahrens einschließlich der Kosten des Streithelfers 
CECOM, der einen entsprechenden Antrag gestellt hat, aufzuerlegen. Die Kom­
mission hat gemäß Artikel 69 § 4 der Verfahrensordnung ihre eigenen Kosten zu 
tragen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird abgewiesen. 

2) Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens einschließlich der Kosten des 
Streithelfers CECOM. 

Joliét Slynn 

Grévisse Moitinho de Almeida Zuleeg 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 10. März 1992. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident der Fünften Kammer 

R. Joliet 
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